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1.  Corona-Sonderzahlungen an Arbeitnehmer steuer- und sozialversicherungsfrei 
 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) räumt Arbeitgebern die Möglichkeit ein,  ihren Beschäftigten 
Beihilfen und Unterstützungen bis zu einem Betrag von 1.500 € im Jahr 2020 steuerfrei auszuzahlen 
oder als Sachleistungen zu gewähren. Erfasst werden Sonderleistungen, die die Beschäftigten zwischen 
dem 1.3.2020 und dem 31.12.2020 erhalten.  
 
Voraussetzung ist jedoch, dass die Beihilfen und Unterstützungen zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn geleistet und die steuerfreien Leistungen im Lohnkonto aufgezeichnet 
werden.  
 
Vom Arbeitgeber geleistete Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld bzw. Zuschüsse, die der Arbeitgeber als 
Ausgleich zum Kurzarbeitergeld wegen Überschreitens der Beitragsbemessungsgrenze leistet, fallen 
nach Angaben des BMF nicht unter diese Steuerbefreiung. Andere Steuerbefreiungen und Bewertungs-
erleichterungen bleiben hiervon unberührt. Die Beihilfen und Unterstützungen bleiben auch in der Sozi-
alversicherung beitragsfrei. 
 
Nachdem nicht nach Berufen getrennt werden kann, gilt die Steuerfreiheit für alle Zulagen bis insge-
samt 1.500 € über dem vereinbarten Arbeitslohn, die zwischen dem 1.3.2020 und 31.12.2020 ausbezahlt 
werden.  
 
 
2.  Steuerliche Maßnahmen zur Berück-sichtigung der Auswirkungen durch  
 das Corona-Virus 
 
Weltweit und im gesamten Bundesgebiet richtet der Corona-Virus beträchtliche gesundheitliche und 
wirtschaftliche Schäden an, deren Auswirkungen viele Menschen und Unternehmen hart treffen. Den 
Geschädigten kommt das Bundesfinanzministerium (BMF) durch steuerliche Maßnahmen zur Vermei-
dung unbilliger Härten entgegen. Dazu gehören:  
 
Die nachweislich und nicht unerheblich betroffenen Steuerpflichtigen können bis zum 31.12.2020 unter 
Darlegung ihrer Verhältnisse Anträge auf Stundung der bis zu diesem Zeitpunkt bereits fälligen oder 
fällig werdenden Einkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer sowie auf Anpassung der Vorauszah-
lung auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer stellen. Eine Lohnsteuerstundung ist nicht mög-
lich.  
 
Auf die Erhebung von Stundungszinsen wird i. d. R. verzichtet. Anträge auf Stundung der nach dem 
31.12.2020 fälligen Steuern sowie auf Anpassung der Vorauszahlungen für Zeiträume nach dem 
31.12.2020 sind jedoch besonders zu begründen. 
 
Wird dem Finanzamt bekannt, dass der Steuerpflichtige unmittelbar und nicht unerheblich betroffen ist, 
soll bis zum 31.12.2020 auch von Vollstreckungsmaßnahmen abgesehen werden. In diesen Fällen 
sollen die ab dem 19.3.2020 bis zum 31.12.2020 verwirkten Säumniszuschläge für diese Steuern zum 
31.12.2020 erlassen werden.  
 
Das Finanzamt kann, bei Kenntnis veränderter Verhältnisse hinsichtlich des Gewerbeertrags für den 
laufenden Erhebungszeitraum, die Anpassung der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen veranlassen. Das 
gilt insbesondere für die Fälle, in denen das Finanzamt Einkommensteuer- und Körperschaftsteuer-
Vorauszahlungen anpasst. Auch hier können betroffene Steuerpflichtige bis zum 31.12.2020 unter Dar-
legung ihrer Verhältnisse Anträge auf Herabsetzung des Gewerbesteuermessbetrages für Zwecke 
der Vorauszahlungen stellen.  
 
Etwaige Stundungs- und Erlassanträge für die Gewerbesteuer sind an die Gemeinden und nur dann an 
das zuständige Finanzamt zu richten, wenn die Festsetzung und Erhebung der Gewerbesteuer nicht den 
Gemeinden übertragen worden ist.  



 
Einige Landesfinanzbehörden sehen zusätzlich zu den steuerlichen Hilfsmaßnahmen des BMF auch 
unterschiedliche Erleichterungen im Bereich der Umsatzsteuer vor.  
 
 
3.  Hilfsprogramme zur Bewältigung der Corona-Auswirkungen 
 
Neben den steuerlichen Erleichterungen für die von der Corona-Virus-Epidemie Betroffenen wurden 
weitere Maßnahmen in die Wege geleitet, die es Unternehmen erleichtern sollen, durch die Krise zu 
kommen. Dazu gehören: 
 
Kurzarbeitergeld: Für den Erhalt der Arbeitsplätze wurde die Kurzarbeiter-Regelung angepasst. Be-
troffene Unternehmen können sich Lohnkosten und Sozialabgaben von der Bundesagentur für Arbeit 
erstatten lassen. Anfallende Sozialversicherungsbeiträge für ausgefallene Arbeitsstunden werden zu 100 
% erstattet. Leiharbeitnehmer sind künftig eingeschlossen und es müssen nur 10 % der Beschäftigten 
von Kurzarbeit betroffen sein, damit die Regelungen greifen. 
 
Liquiditätshilfen durch KfW-Kredite: Zur Ausstattung der durch die Corona-Krise unverschuldet in 
Finanznöte geratenen Unternehmen mit Finanzmitteln erweiterte die Bundesregierung die bestehenden 
Programme für Liquiditätshilfen, um den Zugang der Unternehmen zu günstigen Krediten zu erleich-
tern. Detaillierte Informationen zu den Krediten gibt Ihnen Ihre Hausbank. Einen Überblick finden Sie 
auf www.kfw.de. 
 
Liquiditätshilfen durch Zuschüsse: Neben den KfW-Krediten können Kleinstunternehmen, sog. Solo-
Selbstständige und Künstler – unter weiteren Voraussetzungen z. B. bei Existenzbedrohung, Liquidi-
tätsengpass – auf Förderprogramme des Bundes und der einzelnen Bundesländer in Form von Zuschüs-
sen zugreifen. Dabei dürfen die jeweiligen Unternehmen vor März 2020 nicht in wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten gewesen und der Schadenseintritt muss nach dem 11.3.2020 erfolgt sein. Der Zuschuss 
des Bundes für Betriebe, die bis zu 5 Mitarbeiter beschäftigen, beträgt zunächst bis 9.000 € bzw. für 
Betriebe bis zu 10 Mitarbeitern bis 15.000 € für drei Monate. Eine Bedürftigkeitsprüfung erfolgt nach-
träglich. Neben den Bundeszuschüssen kann auf Zuschussprogramme aus den jeweiligen Bundesländern 
in unterschiedlicher Ausprägung zugegriffen werden. 
 
Bitte beachten Sie! Die Soforthilfe des Bundes kann nach den derzeitigen Regelungen nur noch bis 
zum 31.5.2020 beantragt werden. Für Landesprogramme gelten ggf. abweichende Fristen. 
 
Export: Für die Exportwirtschaft will der Bund mit Garantien (sog. Hermesdeckungen) eine flexible, 
effektive und umfassende Unterstützung bereitstellen. 
 
Sozialversicherungsbeiträge: Sozialversicherungsbeiträge dürfen – auf Antrag – dann gestundet wer-
den, wenn die sofortige Einziehung mit erheblichen Härten für das Unternehmen verbunden wäre und 
der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet wird – z. B. bei Zahlungsschwierigkeiten, die nicht 
nur vorübergehend sind. 
 
 
4.  Teilweise Erhöhungen des Kurzarbeitergeldes 
 
Die Bundesregierung erleichtert den Zugang zum Kurzarbeitergeld rückwirkend zum 1.3.2020. Danach 
wird mit dem „Sozialschutzpaket II“ eine befristete Erhöhung des Kurzarbeitergeldes, das u. a. von der 
Dauer der Kurzarbeit abhängig ist, eingeführt. 
 
Bisher zahlt die Bundesagentur für Arbeit bei Kurzarbeit 60 % und für Eltern 67 % des Lohnausfalls. 
Nunmehr soll ab dem 4. Monat des Bezugs das Kurzarbeitergeld für kinderlose Beschäftigte, die der-
zeit um mindestens 50 % weniger arbeiten, auf 70 % und ab dem 7. Monat auf 80 % des Lohnausfalls 
erhöht werden. Beschäftigte mit Kindern erhalten ab dem 4. Monat des Bezugs 77 % und ab dem 7. 



Monat des Bezugs 87 %. Diese Erhöhungen gelten nach derzeitigen Festlegungen längstens bis 
31.12.2020. 
 
Eine weitere Regelung sieht vor, dass für Arbeitnehmer in Kurzarbeit ab dem 1.5.2020 bis zum 
31.12.2020 die bereits bestehenden Hinzuverdienstmöglichkeiten mit einer Hinzuverdienstgrenze bis 
zur vollen Höhe des bisherigen Monatseinkommens für alle Berufe geöffnet werden. Hier sind u. U. 
auch arbeitsrechtliche Voraussetzungen zu überprüfen. Des Weiteren wird das Arbeitslosengeld für 
diejenigen um drei Monate verlängert, deren Anspruch zwischen dem 1.5.2020 und dem 31.12.2020 
enden würde. 
 
 
5. Steuerbefreiung für Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld und  
 Saison-Kurzarbeitergeld 

 
Viele Arbeitgeber stocken das Kurzarbeitergeld ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf; manche auf 
der Grundlage eines Tarifvertrags, andere freiwillig. Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld 
sind nach geltender Rechtslage steuerpflichtiger Arbeitslohn. Im Sozialversicherungsrecht rechnen die 
Zuschüsse bis zu 80 % des letzten Nettogehalts nicht zum Arbeitsentgelt und sind daher beitragsfrei. 
Zur Vermeidung von sozialen Härten soll eine Aufstockung des Kurzarbeitergeldes durch den Arbeitge-
ber vorübergehend steuerfrei gestellt werden. 
 
Entsprechend der sozialversicherungsrechtlichen Behandlung werden Zuschüsse des Arbeitgebers 
zum Kurzarbeitergeld und zum Saison-Kurzarbeitergeld bis 80 % des Unterschiedsbetrages zwi-
schen dem Soll-Entgelt und dem Ist-Entgelt steuerfrei gestellt. Mit der Steuerbefreiung wird die 
vielfach in Tarifverträgen vereinbarte, aber auch auf Grund der Corona-Krise freiwillige Aufstockung 
des Kurzarbeitergeldes durch den Arbeitgeber gefördert. 
 
Die Steuerbefreiung ist auf Zuschüsse begrenzt, die für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 
29.2.2020 beginnen und vor dem 1.1.2021 enden, geleistet werden. Der bis zum Inkrafttreten der 
Gesetzesänderung vorgenommene Lohnsteuerabzug, bei dem von einer Steuerpflicht entsprechender 
Zuschüsse auszugehen war, ist vom Arbeitgeber grundsätzlich zu korrigieren. Kann der Arbeitgeber den 
Lohnsteuerabzug nicht mehr korrigieren, weil das Dienstverhältnis zwischenzeitlich beendet worden ist, 
erfolgt eine Korrektur im Rahmen der Veranlagung zur Einkommensteuer.  
 
 
6  Gesetz zur Abmilderung der Folgen der Corona-Pandemie 
 
Mit dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der Corona-Pandemie hat die Bundesregierung für Unter-
nehmer und Verbraucher auch wirtschaftliche Unterstützungsmaßnahmen verabschiedet.  
 
Leistungsaufschub: Verbrauchern und Kleinstunternehmen, die wegen der Corona-Pandemie ihre ver-
traglich geschuldeten Geld- und andere Leistungen nicht erbringen können, räumt das Gesetz bis zum 
30.6.2020 ein Leistungsverweigerungsrecht (Leistungsaufschub) auf Dauerschuldverhältnisse ein. Die-
ser gilt z. B. für Leistungen der Grundversorgung (Strom, Gas, Telekommunikation, soweit zivilrecht-
lich geregelt auch Wasser). Diese Regelung gilt nicht für Miet- und Pachtverhältnisse. 
 
Mieter: Vermieter dürfen das Miet- oder Pachtverhältnis für Wohn- oder Gewerberaum wegen Miet-
schulden aus dem Zeitraum vom 1.4.2020 bis 30.6.2020 nicht kündigen, sofern die Mietschulden auf 
den Auswirkungen der Corona-Pandemie beruhen. Die Verpflichtung der Mieter zur Zahlung der Miete 
bleibt im Grundsatz bestehen. 
 
Verbraucherdarlehen: Mit dem o. g. Gesetz werden eine gesetzliche Stundungsregelung und eine 
Vertragsanpassung nach Ablauf der Stundungsfrist eingeführt. Flankiert wird dies von einem gesetzli-
chen Kündigungsschutz.  
 



Insolvenzrecht: Die Insolvenzantragspflicht, die Zahlungsverbote und das Recht der Gläubiger, die 
Eröffnung von Insolvenzverfahren zu beantragen, werden – unter weiteren Voraussetzungen – bis zum 
30.9.2020 ausgesetzt, es sei denn die Insolvenz beruht nicht auf den Auswirkungen der Corona-
Pandemie. 
 
Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht: Damit be-
troffene Unternehmen erforderliche Beschlüsse fassen können, um handlungsfähig zu bleiben, wurden 
vorübergehend substantielle Erleichterungen für die Durchführung von Hauptversammlungen geschaf-
fen. 
 
 
7.  Behandlung von Minijobbern in der Corona-Krise 
 
Von den Auswirkungen durch das Corona-Virus sind auch Minijobber und deren Arbeitgeber betroffen. 
Für sie gelten teilweise andere Regelungen wie für sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmer. Grund-
sätzlich gilt: 
 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall: Ist der Arbeitnehmer nachweislich an dem Corona-Virus er-
krankt und dadurch arbeitsunfähig, müssen Arbeitgeber den regelmäßigen Verdienst für den Zeitraum 
von bis zu 6 Wochen weiter zahlen. Nimmt der Arbeitgeber am U1-Umlageverfahren teil, kann er eine 
Erstattung im Krankheitsfall des Minijobbers geltend machen.  
 
Ist ein Minijobber nicht selbst erkrankt, jedoch aber unter Quarantäne gestellt, finden die Regelungen 
des Infektionsschutzgesetzes Anwendung. Auch hier muss der Arbeitgeber zunächst für den Minijobber 
den Verdienst für 6 Wochen weiter bezahlen. Er kann jedoch die Erstattung der Kosten bei der zustän-
digen Gesundheitsbehörde des Bundeslandes beantragen. 
 
Überschreiten der Minijob-Grenze von 450 € im Monat: Überschreitet der Jahresverdienst eines 
Minijobbers 5.400 €, liegt nicht automatisch eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung vor. Ein 
Minijob bleibt auch dann bestehen, sofern die Verdienstgrenze gelegentlich (nicht mehr als 3 Kalen-
dermonate innerhalb eines Zeitjahres) und die Entgeltgrenze nicht vorhersehbar (nicht im Voraus ver-
einbart) überschritten werden. Grundsätzlich spielt hier die Höhe des Verdienstes keine Rolle. Aufgrund 
einer Verlautbarung der Spitzenorganisation der Sozialversicherung vom 30.3.2020 kann ein gelegentli-
ches Überschreiten der Verdienstgrenze bei 450-€-Minijobs für die Monate März bis Oktober 2020 bis 
zu 5-mal innerhalb eines Zeitjahres erfolgen. 
 
Kurzarbeitergeld: Kurzarbeitergeld wird nur für Arbeitnehmer, die versicherungspflichtig in der Ar-
beitslosenversicherung sind, gewährt. Minijobber erhalten kein Kurzarbeitergeld, weil sie arbeitslosen-
versicherungsfrei sind. 
 
Bei Arbeitnehmern, die in ihrer Hauptbeschäftigung in Kurzarbeit gegangen sind und jetzt bei einer 
anderen Firma einen Minijob neu aufnehmen, wird der Verdienst aus dem neuen Minijob auf das Kurz-
arbeitergeld angerechnet und dieses entsprechend gekürzt. Wird ein schon vor Beginn der Kurzarbeit in 
der Hauptbeschäftigung bestehender Minijob fortgesetzt, wird die  Berechnungsgrundlage für das Kurz-
arbeitergeld nicht um den Verdienst aus dem Minijob gekürzt. 
 
Ausnahme: Wird ein Minijob in einem systemrelevanten Bereich (Gesundheitswesen, Apotheke, 
Landwirtschaft) während der Kurzarbeit aufgenommen, wird der Verdienst nicht auf das Kurzarbeiter-
geld angerechnet, wenn der aus der Hauptbeschäftigung gezahlte Verdienst zusammen mit dem Kurzar-
beitergeld und dem Verdienst aus dem Minijob das normale Bruttoeinkommen nicht übersteigt.  
 
Regelungen in der Sozialversicherung: Werden Zahlungsschwierigkeiten durch ein sog. unabwendba-
res Ereignis verursacht, zeigen sich die Einzugsstellen kulant und verzichten auf die üblichen Gebühren 
für verspätete Beitragszahlungen wie z. B. Stundungszinsen. Säumniszuschläge bzw. Mahngebühren 
werden auf Antrag erlassen. 
 



Betriebsschließung: Auch im Falle einer Betriebsschließung wegen des Corona-Virus bleibt für Mi-
nijobber weiterhin ein Anspruch auf Zahlung seines Verdienstes bestehen. 
 
 
8.  Ausweitung der Arbeitszeitgrenzen für kurzfristige Minijobs in der Corona-Krise 
 
Nachdem es aufgrund der Corona-Pandemie im Bereich der Saisonarbeit, insbesondere in der Landwirt-
schaft, zu fehlenden Arbeitskräften kommen wird, wurde die Zeitgrenze für kurzfristige Minijobs auf 
fünf Monate oder 115 Arbeitstage ausgedehnt. Die Anhebung soll für den Zeitraum vom 1.3.2020 bis 
31.10.2020 gelten. 
 
 
9.  Corona-Krise: Pauschaler Verlustrücktrag für betroffene Unternehmen möglich 
 
Mit der Möglichkeit von der Corona-Krise betroffener Steuerpflichtiger mit Gewinn- und Vermietungs-
einkünften einen „pauschalen Verlustrücktrag“ in Anspruch zu nehmen, will das Bundesfinanzministe-
rium (BMF) für kleine Unternehmen und Selbstständige im Handel, in der Kultur und im Gastronomie-
bereich notwendige Liquidität schaffen. So können sie neben den bereits für 2020 geleisteten Voraus-
zahlungen auch eine Erstattung von für 2019 gezahlte Beträge bei ihrem Finanzamt beantragen, und 
zwar auf Grundlage eines pauschal ermittelten Verlustes für das aktuelle Jahr 2020. Von einer Betrof-
fenheit wird regelmäßig ausgegangen, wenn die Vorauszahlungen für 2020 bereits auf 0 € herabgesetzt 
wurden. 
 
Der pauschal ermittelte Verlustrücktrag aus 2020 beträgt 15 % der maßgeblichen Einkünfte, die der 
Festsetzung der Vorauszahlungen für 2019 zugrunde gelegt wurden (max. 1 Million € bzw. 
2 Millionen € bei Zusammenveranlagung). Auf dieser Grundlage werden die Vorauszahlungen für 2019 
neu berechnet. Eine Überzahlung wird erstattet. Macht das Unternehmen wider Erwarten im Jahr 2020 
doch Gewinn, muss die Finanzspritze wieder zurückgezahlt werden.  
 
Beispiel des BMF (stark vereinfacht): A erzielt Einkünfte aus Gewerbebetrieb und hat die für das Jahr 
2019 festgesetzten Vorauszahlungen zur Einkommensteuer von 24.000 € entrichtet. Der Vorauszah-
lungsfestsetzung für 2019 lag ein erwarteter Gewinn von 80.000 € zugrunde. Für das Jahr 2020 wurden 
Vorauszahlungen von 6.000 € je Quartal festgesetzt. Die Zahlung für das I. Quartal 2020 hat A zum 
gesetzlichen Fälligkeitstermin (10.3.2020) geleistet. 
 
Aufgrund der Corona-Krise bricht der Umsatz des Gewerbebetriebs erheblich ein. Die Fixkosten laufen 
aber unverändert weiter. A beantragt unter Darlegung der vorgenannten Umstände beim Finanzamt eine 
Herabsetzung seiner Vorauszahlungen für 2020 auf 0 €. Das Finanzamt setzt die Vorauszahlungen zur 
Einkommensteuer 2020 herab und erstattet die bereits geleistete Vorauszahlung von 6.000 €. 
 
Zusätzlich beantragt A auch die nachträgliche Herabsetzung der Vorauszahlungen für 2019 im Pau-
schalverfahren. Er versichert, dass er für 2020 aufgrund der Corona-Krise eine nicht unerhebliche nega-
tive Summe der Einkünfte erwartet. Das Finanzamt setzt die Vorauszahlungen für 2019 auf der Grund-
lage eines pauschal ermittelten Verlustrücktrags von 12.000 € (15 % von 80.000 €) herab. Die sich 
dadurch ergebende Überzahlung wird erstattet. 
 
 
10.  MwSt-Satz für Speisen in Gaststätten auf 7 % gesenkt 
 
Mit Schreiben vom 23.4.2020 teilt das Bundesfinanzministerium mit, dass es auch für die Gastronomie 
Liquiditätshilfe schaffen will. Dafür hat der Koalitionsausschuss bereits am 22.4.2020 beschlossen die 
MwSt für Speisen, die im Restaurant verzehrt werden, auf 7 % (vorher 19 %) zu reduzieren. 
 
Der reduzierte MwSt-Satz galt vorher schon für Speisen, die die Gäste mitnehmen oder über einen Lie-
ferdienst nach Hause gebracht bekamen. Diese Regelung gilt zunächst befristet vom 1.7.2020 bis ein-
schließlich 30.6.2021. 



 
Von der Reduzierung des MwSt-Satzes sind Getränke ausgeschlossen. Daher werden z. B. Disko-
theken, Bars, Clubs etc., die keine Speisen anbieten, von dem reduzierten MwSt-Satz nicht profitieren. 
 
 
11.  Lohnersatz wegen Schul- und Kitaschließung  
 
Durch die Schul- und Kitaschließungen wegen des Corona-Virus sind auch Eltern mit kleinen Kindern 
vor besondere Herausforderungen gestellt. Dafür hat die Bundesregierung ein Maßnahmenpaket zu-
sammengestellt, das diese Bürger gegen übermäßige Einkommenseinbußen absichern soll.  
 
Eltern erhalten eine Entschädigung von 67 % des monatlichen Nettoeinkommens (maximal 2.016 €) 
für bis zu sechs Wochen. Voraussetzung dafür ist, 
 dass die erwerbstätigen Eltern Kinder unter 12 Jahren zu betreuen haben, weil eine Betreuung an-

derweitig nicht möglich ist, 
 dass Gleitzeit- bzw. Überstundenguthaben ausgeschöpft sind. 
 
Die Auszahlung übernimmt der Arbeitgeber, der bei der zuständigen Landesbehörde einen Erstattungs-
antrag stellen kann. 
 
 
12.  Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer während des Home-Offices 
 
In Zeiten der Corona-Krise können Arbeitgeber ihre Arbeitnehmer anweisen, von zuhause aus zu arbei-
ten. Dafür ist normalerweise ein Arbeitszimmer nötig, wofür der Arbeitgeber i. d. R. auch die daraus 
entstehenden Kosten trägt. 
 
Ist dies nicht der Fall, können entsprechende Aufwendungen für die Nutzung des „privaten“ Büros zu-
hause aufgrund von Corona-bedingten Vorsichtsmaßnahmen – unter weiteren Voraussetzungen – steu-
erlich als „häusliches Arbeitszimmer“ bis zu einer Höhe von 1.250 € im Jahr als Werbungskosten oder 
Betriebsausgaben geltend gemacht werden. Dieser Betrag kann auch zum Tragen kommen, wenn das 
Arbeitszimmer nicht das ganze Jahr genutzt wird.  
 
Eine Voraussetzung ist, dass dem Steuerpflichtigen für seine berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeits-
platz zur Verfügung steht, was in Corona-Zeiten der Fall sein dürfte. 
   
Bildet das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen oder beruflichen Tätig-
keit, kommt auch ein unbeschränkter Abzug der Aufwendungen in Frage. Die Voraussetzungen sind 
dann jedoch zeitanteilig zu prüfen. Sind die Aufwendungen höher als 1.250 €, können sie nur berück-
sichtigt werden, soweit sie auf den Zeitraum entfallen, in dem man zu Hause arbeitet. 
 
Folgende Aufwendungen können (anteilig nach Fläche) in Ansatz gebracht werden: Kaltmiete oder 
Gebäude-Abschreibung, Wasser, Nebenkosten, Müllabfuhr, Verwaltungskosten, Grundsteuer, Versiche-
rungen, Schornsteinfeger, Heizung, Reinigung, Strom, Renovierung, Schuldzinsen. 
 
Bitte beachten Sie: Eine „Arbeitsecke“ im Wohn- oder Schlafbereich gilt nicht als „häusliches Arbeits-
zimmer“. Ein Arbeitszimmer ist ein Raum, der nach seiner Funktion und Ausstattung vorwiegend der 
Erledigung gedanklicher, schriftlicher, verwaltungstechnischer oder organisatorischer Arbeiten dient. Er 
muss auch ausschließlich oder nahezu (zu 90 %) ausschließlich zu betrieblichen oder beruflichen Zwe-
cken genutzt werden. 
 
Die Höchstbetragsgrenze von 1.250 € im Jahr ist personenbezogen anzuwenden, sodass im Falle der 
Nutzung durch eine weitere Person, z. B. des Ehepartners, jeder von ihnen seine Aufwendungen hierfür 
bis zu dieser Obergrenze steuerlich geltend machen kann. 
 



Aufwendungen für Arbeitsmittel, wie z. B. Schreibtisch, Bücherregal und PC/Laptop, die der Steuer-
pflichtige selbst getragen hat, sind bei betrieblicher/beruflicher Veranlassung als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten zu berücksichtigen, auch wenn das Büro nicht als häusliches Arbeitszimmer steuerlich 
anerkannt wird. Luxusgegenstände wie z. B. Kunstgegenstände, die vorrangig der Ausschmückung des 
Arbeitszimmers dienen, gehören jedoch nicht zu den abziehbaren Aufwendungen. 
 
 
13. Änderungen bei Verbraucherdarlehen wegen der Auswirkungen der Corona-Krise 
 
Für Verbraucherdarlehensverträge besteht zwar ein gesetzlicher Mindestschutz vor voreiligen verzugs-
bedingten Kündigungen des Darlehensgebers. Angesichts der zu erwartenden Dauer der Corona-Krise 
ist der Schutz jedoch aller Voraussicht nach nicht ausreichend. Ein Gesetz sieht daher für Darlehens-
nehmer vor, dass die Ansprüche des Darlehensgebers vorübergehend gestundet werden können. 
 
Für Verbraucherdarlehensverträge, die vor dem 15.3.2020 abgeschlossen wurden, sieht das Gesetz vor, 
dass Ansprüche des Darlehensgebers auf Rückzahlung, Zins- oder Tilgungsleistungen, die zwischen 
dem 1.4.2020 und dem 30.6.2020 fällig werden, mit Eintritt der Fälligkeit für die Dauer von drei Mona-
ten gestundet werden, wenn der Verbraucher aufgrund der durch Ausbreitung der Corona-Virus-
Pandemie hervorgerufenen außergewöhnlichen Verhältnisse Einnahmeausfälle hat, die dazu führen, 
dass ihm die Erbringung der geschuldeten Leistung nicht zumutbar ist.  
 
Nicht zumutbar ist ihm die Erbringung der Leistung insbesondere dann, wenn sein angemessener Le-
bensunterhalt oder der angemessene Lebensunterhalt seiner Unterhaltsberechtigten gefährdet ist.  
 
Anmerkung: Die Regelungen gelten jedoch nur für Verbraucherdarlehensverträge und nicht für 
Sachdarlehen bzw. Finanzierungshilfen und Teilzahlungsgeschäfte. Da ein Verbraucherdarlehensvertrag 
vorliegen muss, gelten sie weiter nicht für Einlagen des Verbrauchers selbst, wie z. B. für seine Sparver-
träge. 
 
 
14. Lockerung des Mietrechts durch die Corona-Pandemie 
 
Durch Einnahmenausfälle bedingt durch die Corona-Virus-Pandemie kann es für die Mieter und Pächter 
zum Problem werden, die laufenden Miet- bzw. Pachtzahlungen für Wohn- beziehungsweise Gewerbe-
flächen zu begleichen.  
 
Die Regelung durch das Gesetz zur Abmilderung der Folgen der Corona-Pandemie sichert Mieter von 
Grundstücken sowie von zu privaten oder gewerblichen Zwecken angemieteten Räumen für einen be-
stimmten Zeitraum (1.4.2020 bis 30.6.2020) der Corona-Virus-Pandemie ab, indem sie nicht den Ver-
lust der Mietsache befürchten müssen, wenn sie vorübergehend die fälligen Mieten nicht fristgerecht 
zahlen können. 
 
Mieter erhalten dadurch kein Leistungsverweigerungsrecht. Sie bleiben jedoch nach allgemeinen 
Grundsätzen zur Leistung verpflichtet und können gegebenenfalls auch in Verzug geraten. Der Eingriff 
in die Rechte des Vermieters ist damit geringer, da die Regelung lediglich sein sekundäres Recht zur 
Kündigung wegen Zahlungsverzugs für einen vorgegebenen Zeitraum beschränkt.  
 
Anmerkung: Die Kündigungsregelung ist nur bis zum 30.6.2022 anwendbar. Dies bedeutet, dass we-
gen Zahlungsrückständen, die vom 1.4.2020 bis zum 30.6.2020 eingetreten und bis zum 30.6.2022 nicht 
ausgeglichen sind, nach diesem Tag wieder gekündigt werden kann. Damit haben Mieter und Pächter 
vom 30.6.2020 an über zwei Jahre Zeit, einen zur Kündigung berechtigenden Miet- oder Pachtrückstand 
auszugleichen. 
 
Die Kündigung ist nur in den Fällen ausgeschlossen, in denen die Nichtleistung des Mieters auf der 
Ausbreitung der Corona-Virus-Pandemie beruht. Dies hat der Mieter zu beweisen. Auf sonstige Kündi-
gungsgründe erstreckt sich die Beschränkung des Kündigungsrechts nicht.  



 
Dem Vermieter bleibt es unbenommen, das Mietverhältnis während der Geltungsdauer des Gesetzes 
aufgrund von Mietrückständen zu kündigen, die in einem früheren Zeitraum aufgelaufen sind bzw. die 
aus einem späteren Zeitraum resultieren werden. Er kann die Kündigung auch aus sonstigen Gründen 
erklären, etwa wegen Vertragsverletzungen anderer Art, z. B. unbefugter Überlassung der Mietsache an 
Dritte. 
 
Änderungen bei Wohnungseigentümergemeinschaften: Die Schutzmaßnahmen zur Vermeidung der 
Ausbreitung der Corona-Virus-Pandemie, insbesondere die Einschränkungen der Versammlungsmög-
lichkeiten von Personen, haben erhebliche Auswirkungen auf die Handlungsfähigkeit von Wohnungsei-
gentümergemeinschaften.  
 
So besteht für diese die Gefahr, dass ihre Finanzierung nicht mehr sichergestellt ist, wenn die Fortgel-
tung des Wirtschaftsplans nicht beschlossen wurde. Daher bleibt der zuletzt bestellte Verwalter im Sin-
ne des Wohnungseigentumsgesetzes bis zu seiner Abberufung oder bis zur Bestellung eines neuen Ver-
walters im Amt. Ferner gilt der zuletzt von den Wohnungseigentümern beschlossene Wirtschaftsplan bis 
zum Beschluss eines neuen Wirtschaftsplans fort 
 
 
15. Modernisierung des Wohnungseigentumsgesetzes (WEG) 
 
Mit dem vom Kabinett beschlossenen Gesetzesentwurf soll das Wohnungseigentumsgesetz aus dem 
Jahr 1951 in wesentlichen Teilen modernisiert werden. Hier einmal die wichtigsten Punkte aus dem vom 
Bundeskabinett beschlossenen Gesetzesentwurf. 
 

 Bauliche Maßnahmen durch den Mieter: Jeder Mieter soll einen Anspruch gegen den Vermieter 
erhalten, dass ihm bauliche Maßnahmen zur Errichtung einer Lademöglichkeit für elektrisch betrie-
bene Fahrzeuge, zur Barrierereduzierung sowie zum Einbruchsschutz auf seine Kosten erlaubt wer-
den. 

 

 Grundlegende bauliche Maßnahmen sollen mit einfacher Stimmenmehrheit beschlossen werden 
können. Die Wohnungseigentumsanlage darf jedoch durch die bauliche Veränderung nicht grundle-
gend umgestaltet und kein Wohnungseigentümer darf durch die Baumaßnahme unbillig benachteiligt 
werden. Die Kosten, insbesondere die Kosten von energetischen Sanierungsmaßnahmen, die sich in-
nerhalb eines angemessenen Zeitraums amortisieren, sollen von allen Wohnungseigentümern zu tra-
gen sein. Andere bauliche Veränderungen sind hingegen nur von den Wohnungseigentümern zu be-
zahlen, die für die bauliche Veränderung stimmten. 

 

 Wohnungseigentümerversammlung: Die Ladungsfrist für eine Versammlung wird von zwei auf 
vier Wochen verlängert und Niederschriften sind unverzüglich nach der jeweiligen Versammlung zu 
erstellen. Unabhängig von der Zahl der vertretenen Miteigentumsanteile soll die Versammlung be-
schlussfähig sein. Über die Verteilung einzelner Kosten oder bestimmter Arten von Kosten reicht ei-
ne einfache Stimmenmehrheit der Wohnungseigentümer. Der Verwalter hat jährlich einen Vermö-
gensbericht zu erstellen, der über die wirtschaftliche Lage der Wohnungseigentümergemeinschaft in-
formiert. Das Recht jedes Wohnungseigentümers zur Einsicht in die Verwaltungsunterlagen wird 
ausdrücklich im Gesetz festgeschrieben. 

 

 Die Haftung der Mitglieder des Verwaltungsbeirats beschränken die neuen Regelungen auf Vor-
satz und grobe Fahrlässigkeit. Des Weiteren können die Wohnungseigentümer die Größe des Ver-
waltungsbeirats nach den Bedürfnissen ihrer konkreten Gemeinschaft festlegen. 

 

 Die Digitalisierung wird in das WEG aufgenommen. Somit können Wohnungseigentümer ihre Ver-
sammlungen einer sog. Online-Teilnahme öffnen. Bei Umlaufbeschlüssen ist nicht mehr zwingend 
die Unterschrift der Wohnungseigentümer erforderlich, sondern es genügt die Textform. 

 

 Für eilbedürftige Maßnahmen und für Maßnahmen, die eine Entscheidung durch die Wohnungsei-
gentümer aus objektiver Sicht nicht erfordern, soll der Verwalter zuständig sein. Durch Beschluss 



können die Wohnungseigentümer die Zuständigkeiten des Verwalters bestimmen, indem sie seinen 
Aufgabenkreis erweitern oder einschränken. 

 

 Sondereigentum kann nun auch auf Freiflächen erstreckt werden. Bisher ist es nicht möglich, das 
Sondereigentum auf außerhalb des Gebäudes liegende Teile des Grundstücks zu erstrecken, etwa auf 
Terrassen, Gartenflächen oder Stellplätze für Fahrzeuge im Freien.  

 
 
16. Ladeinfrastruktur für E-Autos bald Pflicht 
 
Für die Verbesserung der Ladeinfrastruktur für E-Fahrzeuge brachte die Bundesregierung ein Gesetz auf 
den Weg, das neue Regeln für Gebäude mit größeren Parkplätzen mit sich bringt. 
 
Bei einem Neubau beziehungsweise größerer Renovierung von Gebäuden mit mehr als zehn Parkplät-
zen ist künftig 
 
 bei Wohngebäuden jeder Stellplatz und 
 bei Nichtwohngebäuden (z. B. Gewerbe) jeder fünfte Stellplatz mit Schutzrohren für Elektrokabel 

(Leitungsinfrastruktur) auszustatten.  
 
Zusätzlich ist auf entsprechenden Parkplätzen von Nichtwohngebäuden mindestens ein Ladepunkt zu 
errichten. Nach dem 1.1.2025 ist zudem jedes Nichtwohngebäude mit mehr als 20 Stellplätzen mit min-
destens einem Ladepunkt auszustatten. 
 
Ausnahmen sind unter anderem vorgesehen 
 
 für Gebäude, die sich im Eigentum von kleinen und mittleren Unternehmen befinden und überwie-

gend von ihnen selbst genutzt werden, sowie 
 für Bestandsgebäude, wenn die Kosten für die Lade- und Leitungsinfrastruktur 7 % der Gesamtkos-

ten einer größeren Renovierung überschreiten. 
 
 
17. Teileigentumseinheit – Verstoß gegen die vereinbarte Nutzung 
 
In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 25.10.2019 entschiedenen Fall wurde in einer Teilungser-
klärung über die Nutzung der Einheit diese als „Laden“ bezeichnet. Tatsächlich wurde darin eine Eis-
verkaufsstelle betrieben. Neben Eis wurden auch Kaffeespezialitäten und Erfrischungsgetränke angebo-
ten. Ferner befanden sich in den Räumlichkeiten Tische mit ausliegenden Speisekarten sowie Stühle. 
Der Vermieter verlangte die Unterlassung der Nutzung der Teileigentumseinheit als Eisdiele. 
 
Die Nutzung einer Teileigentumseinheit als Eisverkaufsstelle (Eisdiele) mit Bestuhlung verstößt gegen 
die in der Teilungserklärung enthaltene Zweckbestimmung, nach der die Einheit nur als „Laden“ ge-
nutzt werden darf. Bei typisierender Betrachtung stört diese Nutzung jedenfalls dann mehr als eine Nut-
zung als Ladengeschäft, wenn Außenflächen in Anspruch genommen werden, sei es durch eine Außen-
bestuhlung oder durch den Verkauf nach außen, entschieden die BGH-Richter. Somit hatten die Woh-
nungseigentümer gegen den Mieter der Wohnungs- oder Teileigentumseinheit einen Unterlassungsan-
spruch, da die Nutzung die der in der Teilungserklärung für diese Einheit getroffenen Zweckbestim-
mung widersprach.  
 
 
18. Schwarzgeldabrede im WhatsApp-Chat 
 
In den Jahren 2016 und 2017 hatte ein Bauunternehmer umfangreiche Sanierungsarbeiten für einen 
Auftraggeber erbracht. Während der Bauarbeiten zahlte er an den Unternehmer ohne Rechnung mehrere 
hunderttausend Euro als Abschläge. Bezüglich einer weiteren Abschlagszahlung bat der Bauunterneh-
mer per WhatsApp, die Zahlung per Überweisung auf zwei verschiedene Konten aufzuteilen, „damit 



nicht so viel an die Augen von F…. kommt“. Nach Abschluss der Arbeiten meinte der Bauunternehmer, 
ihm stünden noch rund 275.000 € zu. Der Auftraggeber verweigerte jedoch die Zahlung und der Fall 
landete vor Gericht. 
 
Die Richter des Oberlandesgerichts Düsseldorf waren davon überzeugt, dass mit „F….“ in der 
WhatsApp-Nachricht das Finanzamt gemeint war. Der zugrundeliegende Vertrag verstieß damit gegen 
das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung, weil sich die Parteien einig 
waren, dass die Arbeiten ohne Erteilung einer Rechnung und unter Verkürzung des Werklohns um die 
Mehrwertsteuer erbracht werden sollten. Es handelte sich also um eine sog. „Schwarzgeldabrede“. So-
mit hatte der Auftragnehmer keinen Anspruch auf die weitere Abschlagszahlung. 
 
 
19. Urlaubsgewährung, Betriebsferien, Urlaub während der Kurzarbeit 
 
Grundsätzlich obliegt es dem Arbeitnehmer seinen Urlaub nach seinen Wünschen zu planen. Bei der 
zeitlichen Festlegung des Urlaubs sind die Urlaubswünsche des Arbeitnehmers zu berücksichtigen, es 
sei denn, dass ihrer Berücksichtigung dringende betriebliche Belange oder Urlaubswünsche anderer 
Arbeitnehmer, die unter sozialen Gesichtspunkten den Vorrang verdienen, entgegenstehen. 
 
Solche Belange können beispielsweise in der betrieblichen Organisation, im technischen Ablauf oder 
auch in der Auftragslage liegen, sodass der Arbeitgeber berechtigt ist Betriebsferien anzuordnen. Dabei 
darf das Betriebsrisiko jedoch nicht auf den Arbeitnehmer abgewälzt werden. Ein kurzfristiger Auf-
tragsmangel stellt z. B. keinen Grund für die Anordnung von Betriebsferien dar. Ferner gilt zu beachten, 
dass nur ein Teils des Urlaubs durch Betriebsferien fremdverplant werden darf. Das Bundesarbeitsge-
richt hat eine Aufteilung des Urlaubsanspruchs von 3/5 (Betriebsferien) und 2/5 (individuelle Planung 
durch den Arbeitnehmer) als angemessen beurteilt. 
 
Aufgrund der Coronavirus-Pandemie arbeiten viele Arbeitnehmer zzt. in Kurzarbeit. Bei Urlaubsnahme 
während dieser Zeit wird der Urlaub mit dem üblichen Gehalt vergütet. Die Bundesagentur für Arbeit 
sieht bis zum 31.12.2020 davon ab, die Einbringung von Erholungsurlaub aus dem laufenden Urlaubs-
jahr zur Vermeidung von Kurzarbeit einzufordern, sofern individuelle Urlaubswünsche/-planungen der 
Arbeitnehmer bestehen. 
Die individuellen Urlaubswünsche sind in der aktuellen Situation besonders zu schützen, damit es El-
tern z. B. möglich bleibt, Urlaubstage für die Betreuung ihrer Kinder zu nutzen. Resturlaub hingegen 
soll wie gehabt zur Vermeidung von Arbeitsausfällen eingesetzt werden. Das heißt, Arbeitgeber sollen 
mit Beschäftigten, die noch „alte“, bisher unverplante Urlaubansprüche haben, den Antritt dieses Ur-
laubs in Zeiten mit Arbeitsausfall im Betrieb vereinbaren. Aber auch hier gehen die Urlaubswünsche der 
Arbeitnehmer vor. 
 
 
20. Vergütung von Fahrzeiten bei Außendienstmitarbeitern 
 
Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die durch Tarifvertrag geregelt sind oder üblicher-
weise geregelt werden, können nicht Gegenstand einer Betriebsvereinbarung sein. Regelungen in einer 
Betriebsvereinbarung, welche die vergütungspflichtigen Fahrtzeiten eines Außendienstmitarbeiters ver-
kürzen, sind unwirksam, wenn die betreffenden Zeiten nach den Bestimmungen des einschlägigen Ta-
rifvertrags uneingeschränkt der entgeltpflichtigen Arbeitszeit zuzurechnen und mit der tariflichen 
Grundvergütung abzugelten sind. Anders verhält es sich ggf., wenn ein Tarifvertrag den Abschluss er-
gänzender Betriebsvereinbarungen zulässt. 
 
Dieser Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 18.3.2020 lag folgender Sachverhalt zugrunde: In 
einer Betriebsvereinbarung war für Außendienstmitarbeiter geregelt, dass Anfahrtszeiten zum ersten und 
Abfahrtszeiten vom letzten Kunden nicht zur Arbeitszeit zählen, wenn sie 20 Minuten nicht überschrei-
ten. Entsprechend wurden die An- und Abreisezeiten bis zu 20 Minuten nicht als Arbeitszeit gewertet. 
Der für das Arbeitsverhältnis gültige Tarifvertrag sah jedoch vor, dass  bei Außendienstmitarbeitern die 



gesamte für An- und Abfahrten zum Kunden aufgewendete Fahrtzeit mit der tariflichen Grundvergütung 
abzugelten ist. 
 
 
21. Ende der Ausbildung durch Vertrag oder Prüfung 
 
In den meisten Ausbildungsverträgen ist ein festes Datum als Ausbildungsende angegeben (z. B. 31.8.). 
Es gibt jedoch noch weitere Faktoren, die sich auf die Beendigung der Ausbildung auswirken können. 
Grundsätzlich tritt automatisch mit dem Ablauf der vereinbarten Ausbildungszeit das Ende des Berufs-
ausbildungsverhältnisses ein. In vielen Fällen wirkt sich jedoch auch die Bekanntgabe des Prüfungser-
gebnisses auf das Ausbildungsverhältnis aus. Hier einmal die verschiedenen Fallkonstellationen: 
 

 Das Prüfungsergebnis wird später bekannt gegeben: Dann endet das Ausbildungsverhältnis zum 
vereinbarten Datum (z. B. 31.8.), auch wenn das Prüfungsergebnis noch nicht bekannt gegeben wur-
de. Eine Verlängerung ist möglich, wenn der Auszubildende dieses verlangt und der Ausbilder ihn 
weiter beschäftigt. 

 

 Die Prüfung wird vor Ausbildungsende bestanden: Mit dem Bestehen der Abschlussprüfung 
schon vor dem eigentlichen Ende des Ausbildungsverhältnisses endet auch die Ausbildung. Das En-
de wird dann auf das Datum der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses vorgezogen. 

 

 Die Prüfung wird nicht bestanden: Wird die Abschlussprüfung nicht bestanden, kann der Auszu-
bildende einen Antrag stellen, dass sich das Ausbildungsverhältnis bis zur nächstmöglichen Wieder-
holungsprüfung, höchstens jedoch um ein Jahr, verlängert. 

 
Grundsätzlich ist das Ende der Ausbildung zu melden und der Arbeitgeber muss seinerseits das Ende 
der Krankenkasse melden. Sofern der Auszubildende nicht weiterbeschäftigt wird, ist eine Abmeldung 
erforderlich.  
 
Im Falle einer Weiterbeschäftigung muss das Ende der Berufsausbildung und der Beginn des Beschäfti-
gungsverhältnisses gemeldet werden. Finden das tatsächliche Ende der Ausbildung und der Beginn der 
Beschäftigung im laufenden Monat statt, kann der Arbeitgeber den letzten Tag des Monats, in dem die 
Ausbildung endet, als Ende-Datum angeben. Den Beginn der Beschäftigung kann er auf den Ersten des 
Folgemonats legen. 
 
 
22. Hinweis- und Informationspflichten des Arbeitgebers – Schadensersatz  
 
Der Arbeitgeber hat zwar keine allgemeine Pflicht, die Vermögensinteressen des Arbeitnehmers wahr-
zunehmen. Erteilt er jedoch Auskünfte, ohne hierzu verpflichtet zu sein, müssen diese richtig, eindeutig 
und vollständig sein. Andernfalls haftet der Arbeitgeber für Schäden, die der Arbeitnehmer aufgrund der 
fehlerhaften Auskunft erleidet. 
 
Ein im Jahr 2014 in den Ruhestand getretener Rentner war bei einem Unternehmen beschäftigt. Vor 
dem Hintergrund des zu Beginn des Jahres 2003 in Kraft getretenen Tarifvertrags zur Entgeltumwand-
lung für Arbeitnehmer schloss das Unternehmen mit einer Pensionskasse einen Rahmenvertrag zur be-
trieblichen Altersversorgung. Im April 2003 nahm der heutige Rentner an einer Betriebsversammlung 
teil, auf der ein Fachberater der örtlichen Sparkasse die Arbeitnehmer über Chancen und Möglichkeiten 
der Entgeltumwandlung als Vorsorge über die Pensionskasse informierte.  
 
Im September 2003 schloss der Arbeitnehmer eine Entgeltumwandlungsvereinbarung mit Kapitalwahl-
recht ab und ließ sich Anfang 2015 seine Pensionskassenrente als Einmalkapitalbetrag auszahlen. Für 
diesen muss er aufgrund einer Gesetzesänderung im Jahr 2003 Beiträge zur Kranken- und Pflegeversi-
cherung entrichten. Der Rentner verlangte die Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge von seinem 
ehemaligen Arbeitgeber, da dieser ihn vor Abschluss der Entgeltumwandlungsvereinbarung über das 
laufende Gesetzgebungsverfahren zur Einführung einer Beitragspflicht auch für Einmalkapitalleistungen 
hätte informieren müssen.  
 



Da auf der Betriebsversammlung über Beitragspflichten zur Sozialversicherung nicht referiert wurde, 
konnte auch keine fehlerhafte Auskunft erteilt werden, sodass das Unternehmen gegenüber seinem ehe-
maligen Arbeitnehmer nicht zum Schadensersatz verpflichtet ist. 
 
 

23. Haftung für Kundenbewertungen bei Amazon 
 
In seinem Urteil vom 20.2.2020 stellte der Bundesgerichtshof klar, dass den Anbieter eines auf der On-
line-Handelsplattform Amazon angebotenen Produkts für Bewertungen des Produkts durch Kunden 
grundsätzlich keine wettbewerbsrechtliche Haftung trifft. 
 
Dieser Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: Über die Plattform Amazon wurden Kinesio-
logie-Tapes angeboten. Unter dem Angebot waren Kundenrezensionen abrufbar, die unter anderem die 
Hinweise „schmerzlinderndes Tape!“, „This product is perfect for pain…“, „Schnell lässt der Schmerz 
nach“, „Linderung der Schmerzen ist spürbar“, „Die Schmerzen gehen durch das Bekleben weg“ und 
„Schmerzen lindern“ enthielten. Ein Wettbewerbsverein forderte von dem Händler die Zahlung einer 
Vertragsstrafe. Die Löschung der Kundenrezensionen lehnte Amazon auf Anfrage des Händlers ab.  
 
Die Richter des BGH führten aus, dass die Werbung für Medizinprodukte mit irreführenden Äußerun-
gen Dritter grundsätzlich verboten ist. Die Kundenbewertungen sind zwar irreführende Äußerungen 
Dritter, weil die behauptete Schmerzlinderung durch Kinesiologie-Tapes medizinisch nicht gesichert 
nachweisbar ist. Der Händler hat mit den Kundenbewertungen aber nicht geworben oder diese veran-
lasst, noch hat er sich die Kundenbewertungen zu eigen gemacht, indem er die inhaltliche Verantwor-
tung dafür übernommen hat. Die Kundenbewertungen sind vielmehr als solche gekennzeichnet, finden 
sich bei Amazon getrennt vom Angebot des Händlers und werden von den Nutzern nicht der Sphäre des 
Händlers als Verkäufer zugerechnet. 
 
 

24. Bewertungsdarstellung von Unternehmen auf einem Internet-Bewertungsportal 
 
Die Richter des Bundesgerichtshofs hatten über die Zulässigkeit eines Bewertungsportals zu entschei-
den, in dem angemeldete Nutzer Unternehmen durch die Vergabe von einem bis zu fünf Sternen und 
einen Text bewerten konnten. Das Internetportal zeigte alle Nutzerbeiträge an und stufte sie ohne manu-
elle Kontrolle durch eine Software automatisiert und tagesaktuell entweder als „empfohlen“ oder 
als „(momentan) nicht empfohlen“ ein. 
 
Die BGH-Richter beurteilten das Portal für zulässig. Sie begründeten ihre Entscheidung damit, dass die 
Anzeige des Bewertungsdurchschnitts und der Einstufung von Nutzerbewertungen als „empfohlen“ oder 
„nicht empfohlen“ durch die Berufs- sowie Meinungsfreiheit geschützt sind. So muss ein Gewerbetrei-
bender Kritik an seinen Leistungen und die öffentliche Erörterung geäußerter Kritik grundsätzlich hin-
nehmen. 
 
 
25. Kein familienrechtlicher Ausgleichsanspruch für Pflegekosten eines  

Elternteils 
 
In einem Fall aus der Praxis hatte ein Sohn eine Bürgschaft für die Pflegekosten der Mutter übernom-
men. Nach ihrem Tod verlangte er von seinem Bruder eine anteilige Kostenübernahme. Da unter Ge-
schwistern keine Erstattungsansprüche von für die gemeinsame Mutter gezahlten Pflegekosten bestehen, 
blieb der bürgende Sohn an den Kosten hängen. 
 
Ein familienrechtlicher Ausgleichsanspruch wird lediglich für Fälle anerkannt, in denen ein Elternteil 
allein für den Unterhalt eines gemeinsamen Kindes aufgekommen ist, obwohl auch der andere Elternteil 
dem Kind unterhaltspflichtig war. Dieser Ausgleichsanspruch beruht auf der Unterhaltspflicht beider 
Eltern gegenüber ihrem Kind.  
 
 



 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 %
 1.1.2015 – 30.6.2016 =- 0,83 %
 1.7.2014 – 31.12.2014 =- 0,73 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
 

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2020: März = 105,7 Februar = 105,6; Januar = 105,2 
2019: Dezember = 105,8; November = 105,3; Oktober = 106,1;  
September = 106,0; August = 106,0; Juli = 106,2; Juni = 105,7;  
Mai = 105,4; April = 105,2 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


